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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Allgemeine Bemerkungen Allgemeine Bemerkungen Der VBG begrüsst im Grundsatz die vorgesehene Totalrevision. Das geltende
KDSG stammt aus dem letzten Jahrhundert und entspricht in vielen Bereichen
nicht mehr den aktuellen Gegebenheiten, Verwaltungsrealitäten und
Entwicklungen hin zu digitalisierten Prozessen. Der Entwurf ist verständlich und
logisch aufgebaut und bringt systematische Verbesserungen. Grundsätzliche
Vorbehalte sind jedoch in den folgenden Punkten anzubringen: 
Aus kommunaler Sicht von Bedeutung ist die geplante Verschiebung der
Aufgaben der bisherigen kommunalen Datenschutzbehörden zum Kanton.
Dieser Schritt wird vom VBG grundsätzlich begrüsst. Es ist eine Tatsache, dass
viele kommunale Datenschutzbehörden sich dieser Aufgabe nicht im
erforderlichen Umfang und mit dem nötigen Fachwissen widmen können.
Allerdings bleibt der Entwurf in diesem Punkt auf halbem Weg stehen. Die in
den Artikeln 18-20 beschriebenen Pflichten der «verantwortlichen Behörden»
bleiben nach wie vor bei den Gemeinden. Gerade diese Pflichten sind es aber,
welche viele Gemeinden überfordern und welche die Zuständigkeit der
kantonalen Datenschutzbehörde für die (meisten) Gemeinden erst rechtfertigen.
Das System ist in dieser Form nicht umsetzbar: Artikel 18 verlangt von den
Gemeinden (einschliesslich der Burgergemeinden, Kirchgemeinden etc.) eine
datenschutzrechtliche Selbstbeurteilung von geplanten, systematischen
Bearbeitungen von Personendaten bzw. eine Datenschutzfolgeabschätzung,
insbesondere auch bei der Verwendung neuer Technologien. Artikel 19 verlangt
von den Gemeinden nach wie vor eine datenschutzrechtliche Bewertung von
geplanten (komplexen) Bearbeitungen. Und Artikel 20 verlangt von den
Gemeinden eine Risikoanalyse von geplanten Datenbearbeitungen, bevor diese
zur Vorabkontrolle der kantonalen Datenschutzbehörde vorgelegt werden.
Mit anderen Worten: Das KDSG überträgt inhaltlich den Gemeinden im
Vergleich zu heute nicht weniger, sondern ausdrücklich zusätzliche Aufgaben.
Der Aufwand, beispielsweise die geplante Verwendung von digitalen
Applikationen im Schulbereich zu prüfen (Datenschutz-folgeabschätzung,
Risikoanalyse, Vorbereitung zur Vorabkontrolle), wird demnach für die
Gemeinden in keiner Art und Weise erleichtert. Genau dort, wo viele
Gemeinden bereits heute an ihre Grenzen stossen, wo eine einheitliche
Bearbeitung von datenschutzrelevanten Fragen besonders viel Sinn macht und
wo die grössten Synergieeffekte zu erwarten sind, verbessert der Entwurf die
Situation nicht. Es muss das Ziel der Ver-schiebung der kommunalen Aufgaben
auf den Kanton sein, dass eine bestimmte und in den Gemeinden verbreitete
Standard-Software endlich nicht mehr von 337 Gemeinden einzeln einer
Datenschutzfolgeabschätzung und einer Risikoanalyse, die beide
entsprechendes Fachwissen voraussetzen, unterzogen werden muss. Wird
dieses Ziel verfehlt, wird die gesamte Aufgabenverschiebung in Frage gestellt,
da diesfalls weder die Qualität entsprechender Beurteilungen verbessert noch
wirtschaftliche Synergieeffekte erzielt werden können. Dieser Teil des Entwurfs
ist deshalb grundsätzlich zu überdenken und neu zu konzipieren. 
Eine Folge der Verschiebung der kommunalen Datenschutzaufsicht zum Kanton
dürfte sein, dass Datenbearbeitungen auf kommunaler Ebene in Zukunft
kritischer begleitet werden. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wie
mit Applikationen umzugehen ist, die heute in den Gemeinden verbreitet zur
Anwendung kommen, in Zukunft aber von der kantonalen Datenschutzbehörde
möglicherweise nicht mehr akzeptiert würden. Es wäre für die betroffenen
Gemeinden unverhältnismässig und nicht akzeptabel, wenn sie entsprechende
Lösungen nicht mehr verwenden dürften. Im Rahmen des vorliegenden
Gesetzgebungsverfahrens ist deshalb zu klären, wie in solchen Konstellationen
verfahren wird.
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Die Verschiebung der kommunalen Aufgaben zum Kanton soll über den
Lastenausgleich finanziert werden (Art. 29b FILAG). Dagegen ist im Grundsatz
nichts einzuwenden. Allerdings benachteiligt diese Lösung die vier Städte,
welche auch in Zukunft eine eigene Datenschutzbehörde führen müssen: Sie
bezahlen einerseits (anteilsmässig relativ viel) für die Aufgabenverschiebung auf
den Kanton, müssen aber gleichzeitig weiterhin ihre Datenschutzbehörden
finanzieren, die im Vergleich zu kleineren Gemeinden in der Regel ohnehin
besser ausgestattet sind. Aus grundsätzlichen Überlegungen ist eine solche
Ungleichbehandlung von Gemein-den im Rahmen von
Aufgabenverschiebungen abzulehnen.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 2 Abs. 1 Bst. b Ziff. 7 Verzicht oder Klärung des Begriffs "verwaltungsrechtliche Verfolgungen Als besonders schützenswerte Personendaten sollen künftig auch
verwaltungsrechtliche Verfolgungen und Sanktionen aufgeführt werden. Es ist
offen, was darunter zu verstehen ist. Das bernische Verwaltungsrecht kennt
diese Terminologie nicht. Für die Gemeinden wäre aber eine solche Ausweitung
mit weitreichenden Folgen verbunden. Es deshalb eine präzisere Begrifflichkeit
zu verwenden und genau zu definieren, was erfasst werden soll (z.B.
Disziplinarverfahren, personalrechtliche Sanktionen etc.).

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 4 Abs. 1 Bst. b Anpassung der Bestimmung Diese Bestimmung verschärft das heutige Recht, da die Datenbearbeitung für
die Erfüllung gesetzlicher Aufgaben neu «erforderlich» sein muss – bisher
genügte es, wenn die Datenbearbeitung der Aufgabenerfüllung «dient». Das
Verhältnismässigkeitsprinzip ist bereits in Artikel 7 enthalten, weshalb es nicht
angezeigt ist, es hier – mit der Gefahr einer weiteren Einschränkung und
Behinderung der Verwaltungsarbeit – zu wiederholen.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 4 Abs. 3 Verzicht auf den Vorbehalt des Amtsgeheimnisses Der Vorbehalt des Amtsgeheimnisses ist zu streichen. Für Personen, die dem
KDSG unterstellt sind, gilt in aller Regel auch das Amtsgeheimnis.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 6 Abs. 2 Anpassung der Bestimmung Mit der Archivierung von Daten wechselt auch der Zweck ihrer Bearbeitung.
Deshalb sollte sie ebenfalls in den Vorbehalt zum Grundsatz der Zweckbindung
aufgenommen werden.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 9 Abs. 2 Anpassung der Bestimmung Was bedeutet «Risiko für die Grundrechte»? Muss die Datenbearbeitung so
ausgestaltet werden, dass sie sämtliche Risiken im Hinblick auf sämtliche
Grundrechte der betroffenen Personen zu berücksichtigt? Eine solche
Risikoabschätzung wäre unverhältnismässig und wohl für die meisten
Gemeinden realistischerweise nicht machbar.
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Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 15 Abs. 3 Bst. d Annahme (Variante 2) Für diese Bestimmung werden zwei Varianten vorgeschlagen. Die Variante 2
würde die Nutzung von US-Cloud-Lösungen erleichtern. Ein Verzicht auf die
Variante 2 müsste so interpretiert werden, dass die Nutzung von US-Cloud-
Dienstleistungen nicht zulässig sein soll. In vielen Gemeinden und Städten
werden allerdings solche Leistungen mehr oder weniger ausgiebig in Anspruch
genommen. Ein Verzicht auf Microsoft-365-Lösungen beispielsweise wäre für
diese Gemeinden mit gewaltigen Herausforderungen verbunden (z.B. Schulen,
Gemeindeverwaltungen etc.) und würde voraussichtlich auch massive
Kostenfolgen auslösen. Aus Sicht der Gemeinden ist deshalb realistischerweise
die Variante 2 umzusetzen.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 21 Datensammlungen --- Die Beschränkung der Pflicht zur Führung eines Registers auf die
Datensammlungen mit besonders schützenswerten Personendaten ist aus Sicht
der Gemeinden zu begrüssen. Die bisherige umfassende Registerpflicht bereitet
einen unverhältnismässigen Aufwand, ohne dass die Register in
nennenswertem Umfang genutzt würden.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 30 Abs. 1 Bst. c Streichung Diese Bestimmung ist logisch nicht nachvollziehbar. Auskunfts- und
Einsichtsbegehren sind grundsätzlich nicht begründungspflichtig, weshalb es
auch keine Rolle spielen kann, ob ein Gesuch «offensichtlich unbegründet» ist.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 33 Recht auf Sperrung
der Bekanntgabe an
Private

Streichung Auf diese Bestimmung kann verzichtet werden, nachdem die Bestimmungen
über die Datensperre ins GNA überführt werden sollen.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 41 Abs. 2 Anpassen der Bestimmung Der Begriff «Einwohnerinnen und Einwohner» wird üblicherweise nur für
politische Gemeinden (Einwohner- oder Gemischte Gemeinden, allenfalls noch
von Unterabteilungen) verwendet. Andere gemeinderechtliche Körperschaften
(Burgergemeinden, Kirchgemeinden etc.) – soweit sie nicht anstaltlich verfasst
sind – verfügen über Mitglieder oder Angehörige, da es sich um Personal- und
nicht um Territorialkörperschaften handelt.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 42 Abs. 2 Ergänzung der Bestimmung Gemäss dieser Bestimmung führt und veröffentlicht die kantonale
Datenschutzbehörde das Register der kantonalen Datensammlungen. Offen
bzw. regelungsbedürftig ist die Frage, wer das Register für die kommunalen
Datensammlungen führt und veröffentlicht.
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Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 46 Abs. 2 Änderung/Anpassung der Bestimmung Nach geltendem Recht kommt der Datenschutzaufsichtsstelle keine
Verfügungskompetenz zu. Sie kann aber bei Uneinigkeit eine anfechtbare
Verfügung verlangen, die dann auf dem Rechtsmittelweg (bei Gemeinden beim
Regierungsstatthalteramt und dann beim Verwaltungsgericht) angefochten
werden kann. Dadurch kann die Datenschutzaufsichtsstelle eine aus ihrer Sicht
unzulässige Datenbearbeitung gerichtlich überprüfen lassen. 
Die neue Regelung von Art. 46 Abs. 2 führt nun bei den vier Städten, welche
auch in Zukunft eine eigene Datenschutzbehörde führen sollen, dazu, dass eine
kommunale Verfügung direkt beim Verwaltungsgericht anfechtbar ist. Es ist
fraglich, ob der vorgesehene Systemwechsel angemessen ist, zumal sich das
bisherige Recht in diesem Punkt bewährt hat und ein Systemwechsel –
entgegen den sich auf das europäische Datenschutzrecht stützenden
Ausführungen im Vortrag – nicht zwingend ist.

Totalrevision des
kantonalen
Datenschutzgesetzes
(KDSG)

Art. 57 Lastenausgleich Änderung/Anpassung der Bestimmung Dass die Lastenverschiebung, welche durch die Übernahme der Aufgaben der
bisherigen kommunalen Datenschutzaufsichtsstellen durch den Kanton bewirkt
werden, über Artikel 29b FILAG angerechnet werden, ist grundsätzlich
unbestritten. Indessen kann nicht sein, dass die vier grössten Gemeinden, die
von dieser Lastenverschiebung nicht betroffen sind, in diese Anrechnung
einbezogen werden, da sie sonst doppelt belastet werden bzw. eine kantonale
Leistung mitfinanzieren müssten, die sie gar nicht beziehen.

Vortrag Keine Antwort Keine Antwort


